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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
September 2022 
Im September 2022 bietet der Flüchtlingsrat NRW 
wieder verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für 
folgende Veranstaltungen werden bereits Anmel-
dungen entgegengenommen: 
 
Online-Austausch: Identitätsklärung und Passbe-
schaffung, Mittwoch, 14.09.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: Wirkung der Wohnsitzregelung 
für schutzberechtigte Flüchtlinge, Donnerstag, 
15.09.2022, 17:00 – 18:30 Uhr  
 
Online-Seminar: Traumasensibler Umgang mit 
Flüchtlingen, Dienstag, 27.09.2022, 17:30 – 20:30 
Uhr 
 
Online-Austausch: Zugang zur psychosozialen Ver-
sorgung in NRW, Mittwoch, 28.09.2022, 17:00 – 
18:30 Uhr 

Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats 
NRW entnommen werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW kritisiert Fehlen von 
Mindeststandards bei der Unterbringung von 
Flüchtlingen 
Die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW, Birgit 
Naujoks, erklärt in einem Interview im Rahmen eines 
Beitrags der „Lokalzeit Dortmund“ im WDR 
Fernsehen vom 29.07.2022, dass die 
Unterbringungssituation von Flüchtlingen in 
Notunterkünften nicht den Mindeststandards 
entspreche. Anstatt weitere Notunterkünfte 
aufzubauen, sollten daher Reserveplätze 
bereitgehalten werden, die den Regelstandards 
entsprechen und auf die bei Bedarf schnell 
zurückgegriffen werden könne.

 

 Aus aktuellem Anlass 

Forderung nach Schutz für aus der Ukraine geflüch-
tete Drittstaatenangehörige  
Am 30.08.2022 haben die Landesflüchtlingsräte und 
Pro Asyl in einer gemeinsamen Pressemitteilung den 
Schutz und die Sicherheit aller aus der Ukraine ge-
flüchteten Menschen gefordert. Etwa drei Prozent 
(29.000 Personen) der Flüchtlinge, die bisher nach 
Deutschland gekommen seien, hätten keinen ukrai-
nischen Pass und würden dementsprechend bislang 
nicht von der Sicherheit des vorrübergehenden 
Schutzes profitieren. Bisher hätten Betroffene auf 
Grundlage einer Übergangsregelung bis zum 
31.08.2022 ohne Visum und ohne einen Aufenthalts-
titel in Deutschland leben könne, dies ändere sich je-
doch zum 01.09.2022, da Kriegsflüchtlinge ohne uk-
rainischen Pass, die sich zu diesem Zeitpunkt länger 
als 90 Tage in Deutschland aufgehalten und noch 
keine Aufenthaltserlaubnis haben, ausreispflichtig 
würden und abgeschoben werden könnten. Die Or-
ganisationen begrüßen das Vorgehen des Bundes-
lands Berlin, das studierenden Drittstaatsangehöri-
gen aus der Ukraine über die Ausstellung einer Fikti-
onsbescheinigung die sechsmonatige Verlängerung 

ihres Aufenthalts ermöglichen würde. Jedoch müsse 
das Bundesinnenministerium eine bundeseinheitli-
che Lösung erarbeiten und zumindest garantieren, 
dass allen Betroffenen eine Fiktionsbescheinigung 
für ein Jahr ausgestellt werde, um ihnen so die Mög-
lichkeit einzuräumen, in dieser Zeit die Vorausset-
zungen für eine Aufenthaltserlaubnis zu erfüllen.  
 
30 Jahre Rostock-Lichtenhagen: Organisationen for-
dern konsequentes Vorgehen gegen flüchtlings-
feindliche Gewalt 
Anlässlich des 30. Jahrestags der flüchtlingsfeindli-
chen Pogrome von Rostock-Lichtenhagen haben sich 
Pro Asyl und die Amadeu Antonio Stiftung in einer 
gemeinsamen Pressemitteilung vom 22.08.2022 für 
ein konsequentes Handeln gegen rassistische Gewalt 
ausgesprochen. Tahera Ameer, Vorstandsmitglied 
der Amadeu Antonio Stiftung, mahnte, dass die Ver-
harmlosung rassistischer Gewalt und menschenver-
achtender Hetze seitens Politik und Behörden zu 
weiteren Gewalttaten ermutige. Aktuell würden in 
Deutschland durchschnittlich zwei Asylbewerberin-

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www1.wdr.de/fernsehen/lokalzeit/dortmund/videos/video-notunterkunft-in-selm-bork-wird-zur-dauer-baustelle-100.html
https://www.frnrw.de/top/pro-asyl-und-fluechtlingsraete-warnen-einige-kriegsfluechtlinge-aus-der-ukraine-wer-den-ab-september-ausreisepflichtig.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/30-jahre-nach-rostock-lichtenhagen-rassistische-gewalt-ist-kein-problem-der-vergangenheit/
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nen pro Tag angegriffen. Für Günter Burkhardt, Ge-
schäftsführer von Pro Asyl, ist Rostock-Lichtenhagen 
der „bundesweite Auftakt für die Demontage des 
Asylrechts“ gewesen, einhergehend mit der Isolie-
rung von Menschen in Lagern und der Einführung 
des „zermürbenden“ Asylbewerberleistungsgeset-
zes. Die Organisationen fordern die Abschaffung von 
Massenunterkünften und die schnelle Verteilung 
Schutzsuchender in die Kommunen, die Gleichstel-
lung aller Flüchtlinge, unabhängig von ihrer Her-
kunft, eine vollumfängliche und transparente Erfas-
sung von Straftaten gegen Flüchtlinge sowie ein Blei-
berecht für Schutzsuchende, die Opfer rassistischer 
Gewalt geworden sind. Im Interview mit Pro Asyl 
vom 22.08.2022 berichtet Heiko Kauffmann, Mitbe-
gründer und langjähriger Sprecher von Pro Asyl, von 
seinen Erinnerungen an das Pogrom und erklärt, wie 
staatlicher und alltäglicher Rassismus einander be-
dingen. 
 
Drängen auf Hilfen für Afghanistan anlässlich des 
Jahrestags der Machtübernahme der Taliban  
Anlässlich des Jahrestags der Machtübernahme der 
Taliban am 15.08.2022 hat der Flüchtlingsrat NRW 
im Rahmen einer Pressemitteilung einen verstärkten 
Einsatz von der nordrhein-westfälischen Landesre-
gierung gefordert. Afghanistan befinde sich in einer 
desaströsen humanitären und menschenrechtlichen 
Lage. Immer noch würden etwa 10.000 der bisher 
für eine Aufnahme in Deutschland registrierten 
Schutzbedürftigen auf ihre Evakuierung warten.    
Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats, 
mahnt das Land NRW, seinen Beitrag zur Aufnahme 
gefährdeter Afghaninnen zu leisten. „Das im Koaliti-
onsvertrag von CDU und Bündnis 90/Die Grünen ver-
sprochene Landesaufnahmeprogramm für schutzbe-
dürftige Personen muss zügig umgesetzt werden. Da-
neben sollte NRW gegenüber dem Bund auf zusätzli-
chen Aufnahmezusagen und auf der Schaffung siche-
rer Einreisewege beharren.“, äußerte sich Naujoks. 
Zudem müsse auch die Situation von Afghaninnen, 
die sich bereits in NRW aufhalten, Berücksichtigung 
finden. Hinsichtlich geduldeter Afghaninnen müsse 
daraufhin gewirkt werden, Betroffenen vermehrt 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 Aufent-
haltsgesetz zu erteilen, damit sie sich in NRW ein Le-
ben in Sicherheit aufbauen könnten. Auch müsse da-
für gesorgt werden, dass der Nachzug zu Familien in 
NRW vereinfacht wird, indem beispielsweise auf 
Sprachnachweise verzichtet und mehr Härtefälle an-

erkannt würden. Der Flüchtlingsrat NRW äußerte zu-
dem am 15.08.2022 gegenüber der Lippischen Lan-
des-Zeitung, dass die Mehrheit im Bundestag im 
letzten Jahr kurz vor der Bundestagswahl „kein grö-
ßeres Interesse daran hatte, eine größere Anzahl von 
afghanischen Schutzberechtigten nach Deutschland 
zu holen.“ 
Auch seitens der queeren Parteiorganisationen von 
SPD und FDP steigt der Druck auf die Bundesregie-
rung laut einem Artikel auf queer.de vom 
15.08.2022. In Stellungnahmen hätten die Liberalen 
Schwulen und Lesben (LiSL) und die Bundesarbeits-
gemeinschaft SPDqueer Bundesaußenministerin An-
nalena Baerbock und Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser zur schellen Evakuierung von LSBTIQ aus Af-
ghanistan aufgefordert. Dem Auswärtigen Amt seien 
von Queer-Organisationen 130 Fälle von besonders 
gefährdeten Personen übermittelt worden. Weiter 
heißt es in dem Artikel, dass der Lesben- und Schwu-
lenverband (LSVD) über seine Partnerinnenorganisa-
tionen in Afghanistan von speziellen Einrichtungen 
erfahren habe, in denen LSBTIQ eingesperrt, gefol-
tert und vermutlich ermordet würden. 
Die Tagesschau berichtete am 13.08.2022, dass im 
Rahmen des von der Evangelischen Akademie zu 
Berlin, dem Patenschaftsnetzwerk Afghanische Orts-
kräfte, Pro Asyl und dem Bundeswehrverband in Ber-
lin organisierten ersten Kongresses „Afghanische 
Ortskräfte“ über ein mögliches Vorgehen bei der 
Evakuierung afghanischer Ortskräfte diskutiert wor-
den sei. In einer Pressemitteilung vom 13.08.2022 
anlässlich des Kongresses kritisierte Pro Asyl, dass 
aktuell zu wenige Menschen aufgenommen würden 
und eine Reformierung des Ortkräfteverfahrens so-
wie die Beschleunigung des Familiennachzugs drin-
gend erforderlich sei. Laut Tagesschau haben sich so-
wohl die Menschenrechtsbeauftragte der Bundesre-
gierung, Luise Amtsberg, als auch der SPD-Innenpoli-
tiker Helge Lindh im Rahmen des Kongresses für eine 
Erweiterung des Familiennachzugs ausgesprochen. 
Amtsberg habe in diesem Zusammenhang geäußert, 
dass der Familienbegriff über die deutsche Kernfami-
lie hinausgehen müsse. Weiter berichtete die Tages-
schau, dass der Geschäftsführer von Unicef Deutsch-
land, Christian Schneider, am 13.08.2022 im Rahmen 
eines Gastbeitrags im Kölner Stadt-Anzeiger von der 
Bundesregierung eine Aufstockung der finanziellen 
Mittel für humanitäre Hilfen in Afghanistan gefor-
dert habe. In diesem Jahr sei laut Schneider lediglich 
ein Drittel der benötigten Mittel bereitgestellt wor-
den. Eine Million Kinder seien lebensgefährdend 

https://www.proasyl.de/news/30-jahre-rostock-lichtenhagen-der-rassismus-ist-noch-nicht-ueberwunden/
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/zum-jahrestag-der-machtuebernahme-der-taliban-fluechtlingsrat-nrw-fordert-einen-verstaerkten-einsatz-von-der-nordrhein-westfaelischen-landesregierung.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-regierung-fehlte-interesse-an-evakuierungen-aus-afghanistan.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-regierung-fehlte-interesse-an-evakuierungen-aus-afghanistan.html
https://www.queer.de/detail.php?article_id=42928
https://www.tagesschau.de/inland/afghanistan-ortskraefte-bundesregierung-hilfe-101.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/ein-jahr-taliban-an-der-macht-pro-asyl-fordert-sofortige-umsetzung-der-koalitions-versprechen-zu-afghanistan/
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mangelernährt und nur zwei von zehn Personen hät-
ten Zugang zu sauberem Trinkwasser.  
Laut einem Artikel vom 10.08.2022 hat Pro Asyl in 
Kooperation mit der FAU Human Rights Clinic eine 
Expert Opinion „Grund- und menschenrechtskon-
forme Ausgestaltung der Aufnahme afghanischer 
Ortskräfte“ veröffentlicht, in der gezeigt werden 
könne, dass Deutschland seinen menschenrechtli-
chen Verpflichtungen zur Aufnahme von Ortskräften 
bislang nicht ausreichend nachkomme. Zudem wür-
den die Probleme des Ortskräfteverfahrens aufgear-
beitet und Vorschläge für eine menschenrechtskon-
forme Auslegung des § 22 S. 2 AufenthG bzw. der 
Einführung neuer Schutzinstrumente gemacht. Wie 
einem Artikel vom 07.08.2022 auf evangelisch.de zu 
entnehmen ist, hat Qais Nekzai vom Patenschafts-
netzwerk Afghanische Ortskräfte gegenüber dem 
Evangelischen Pressedienst erklärt, dass sich meh-
rere Hundert einstige Helferinnen der Bundeswehr 
aus Angst um ihr Leben vor den Taliban versteckt 
halten müssten. Ohne Pass würden die Taliban nie-
manden ausreisen lassen. Im Rahmen einer Presse-
mitteilung vom 09.08.2022 bekundet Pro Asyl aber-
mals die vollumfängliche Unterstützung der Forde-
rungen, mit denen sich die Gruppe „United Voice of 
Women for Peace“ im Rahmen des Appells „Holt uns 
hier raus!“ anlässlich des Internationalen Frauentags 
Anfang März 2022 an die deutsche Bundesregierung 
gewandt hatte. Die ehemalige Staatssekretärin im af-
ghanischen Friedensministerium, Dr. Alema, habe 
gemeinsam mit Pro Asyl für 31 Frauen der Gruppe 
ein humanitäres Visum nach § 22 Absatz 2 Aufent-
haltsgesetz durchsetzen können. Für drei weitere 
Mitglieder seien Visumsanträge eingereicht und ak-
tuell zur Bearbeitung beim Auswärtigen Amt. 
 
Zahl der Länder mit Anti-Homo-Gesetzen sinkt auf 
70 
Aus einem Artikel auf der Nachrichtenplattform 
76Crimes vom 07.08.2022 geht hervor, dass sich die 
Zahl der Länder weltweit, die Homosexualität unter 
Strafe stellen, mit der Entkriminalisierung  gleichge-
schlechtlicher sexueller Handlungen im karibischen 
Inselstaat Antigua und Barbuda am 05.07.2022 auf 
70 reduziert habe. Nach Angaben der International 
Lesbian, Gay, Bisexual, Trans and Intersex Associa-
tion hätten 2006 homosexuelle Handlungen noch in 
92 Nationen unter Strafe gestanden. 76Crimes hat 
detaillierte Informationen zu u. a. den Ländern, in 
denen Homosexualität unter Strafe gestellt ist, in ei-

nem weiteren Beitrag zusammengetragen. Laut ei-
nem Beitrag auf queer.de vom 21.08.2022 hat auch 
der Premierminister Singapurs, Lee Hsien Loong, in 
seiner jährlichen Rede zur Regierungspolitik am 
21.08.2022 die Aufhebung des Gesetzes, das gleich-
geschlechtlichen Sex unter Männern unter Strafe 
stellt, angekündigt.   
 
Unicef und UNHCR fordern Zugang zum Schulsys-
tem für alle geflüchteten Kinder und Jugendliche  
In einer Pressemitteilung vom 22.08.2022 haben 
Unicef und der UNHCR zum Schulstart Bund und Län-
der dazu aufgefordert, allen schutzsuchenden Kinder 
unabhängig von Herkunft, Schutzstatus und Aufent-
haltsdauer den Zugang zum Bildungssystem zu ge-
währen. „Für Kinder, die nach Deutschland geflüch-
tet sind, sind die Schulen der Türöffner zur Gesell-
schaft und ein Stück Normalität nach der schweren 
Zeit auf der Flucht “, sagte Christian Schneider, Ge-
schäftsführer von Unicef Deutschland. Um den Be-
dürfnissen von Flüchtlingskindern gerecht werden zu 
können, müssten deutsche Schulen sowohl personell 
als auch finanziell verstärkt unterstützt werden. 
Auch müsse gezielt die Vermittlung der deutschen 
Sprache gefördert und psychologische und soziale 
Betreuungsangebote an Schulen ausgebaut werden. 
Unter den 89.395 Asylsuchenden, die von Januar bis 
Juli 2022 nach Deutschland gekommen seien, seien 
mehr als 18.000 Kinder und Jugendliche unter 18 
Jahre gewesen. Zudem seien mehr als 145.000 Kin-
der und Jugendliche aus der Ukraine in diesem Jahr 
bis Ende Juli 2022 an deutschen Schulen aufgenom-
men worden. Laut Kultusministerkonferenz werden 
voraussichtlich bis zu 400.000 ukrainische Schülerin-
nen in Deutschland zur Schule gehen. 
 
UNHCR veröffentlicht Health Global Review 2021 
In einer Pressemitteilung vom 29.07.2022 hat der 
UNHCR die Veröffentlichung seines „Annual Public 
Health Global Review 2021“ bekannt gegeben. Im 
Rahmen von Umfragen und mit Hilfe des Integrated 
Refugee Health Information System (iRHIS) erfasste 
der UNHCR dabei auch an 155 Standorten in 22 Län-
dern die Gesundheits- und Ernährungsdaten von 
über fünf Millionen Flüchtlingen. Daraus geht her-
vor, dass 2021 wie auch im Vorjahr die häufigsten 
Krankheiten Infektionen der oberen Atemwege (23 
%), Malaria (19 %) und Infektionen der unteren 
Atemwege (7 %) gewesen seien. Laut UNHCR sind im 
letzten Jahr Fortschritte bei der Einbeziehung von 

https://www.proasyl.de/news/aufnahme-von-ortskraeften-aus-afghanistan-ist-kein-gnadenakt-sondern-pflicht/
https://www.humanrights-centre.fau.de/praxisprojekt-21-22/
https://www.evangelisch.de/inhalte/204321/07-08-2022/patenschaftsnetzwerk-afghanische-ortskraefte-weiter-lebensgefahr
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/evakuierte-afghanische-frauen-appellieren-vergesst-nicht-die-anderen/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/evakuierte-afghanische-frauen-appellieren-vergesst-nicht-die-anderen/
https://76crimes.com/2022/07/07/tally-of-nations-with-anti-homosexuality-laws-drops-to-70/?fbclid=IwAR1GZZVq9NRljb65gEfSVzx1nK-xVJjJ24vauAttK_4FexY8uR8jGtFXPaw
https://76crimes.com/76-countries-where-homosexuality-is-illegal/
https://www.queer.de/detail.php?article_id=42990&fbclid=IwAR3CAy-1YjerITRnPXUUOlbvy6IG1gcXN1ebOr_62w-qKG4ihW-E8n-CkoY
https://www.unicef.de/informieren/aktuelles/presse/2022/unicef-und-unhcr-recht-auf-bildung/270402#:~:text=Gemeinsames%20Lernen%20ist%20wichtig%20und,dauerhaft%20in%20Deutschland%20bleiben%20werden.
https://www.unhcr.org/news/press/2022/7/62e3d94b4/unhcr-highlights-key-concerns-refugee-health-amid-record-displacement.html
https://www.unhcr.org/62e287114
https://www.unhcr.org/62e287114
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Flüchtlingen in die nationale Gesundheitspolitik er-
zielt worden. So hätten 76 % von den 48 zum Thema 
Inklusion befragten Ländern Flüchtlinge in den natio-
nalen Gesundheitsplan aufgenommen. Dies entspre-
che einem Anstieg von 62 % im Vergleich zum Jahr 
2019. Flüchtlinge hätten in allen Länder Zugang zu 
primären Gesundheitseinrichtungen, 94 % sogar un-
ter den gleichen Bedingungen wie Inländerinnen. Bis 
Ende 2021 hätten 162 Länder Flüchtlinge und Asylsu-
chende in ihre nationalen Impfpläne im Rahmen der 
COVID-19 Impfung aufgenommen und es seien 4,79 
Millionen Impfdosen an 3,25 Millionen Flüchtlinge 
verabreicht worden. 
 
Teilnehmende für DIM-Umfrage zur Situation 
Schutzsuchender aus der Ukraine gesucht 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte (DIM) 
führt zusammen mit der EU-Grundrechteagentur 

(FRA) im Zeitraum vom 23.08.2022 bis zum 
20.09.2022 eine Online-Umfrage zu den Erfahrun-
gen von Schutzsuchenden aus der Ukraine durch, um 
so Informationen in Bezug auf ihre Aufnahme, Be-
treuung und den Schutz ihrer Rechte in zehn EU-Mit-
gliedstaaten, darunter Deutschland, zu gewinnen. 
Teilnehmende sollen zu den Themenschwerpunkten 
Arbeit, Bildung, Wohnraum, Gesundheitsversorgung, 
Spracherwerb, soziale und ökonomische Integration, 
Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen befragt 
werden. Die Umfrage dauert ca. 25 Minuten und 
richtet sich an Jugendliche zwischen 12 und 17 Jah-
ren sowie Erwachsene ab 18 Jahren, die nach dem 
24.02.2022 aus der Ukraine geflüchtet sind. Die Um-
frage ist auf Englisch, Russisch und Ukrainisch abruf-
bar.

 Europa 

Frontex-Einsätze im Senegal und in Mauretanien  
Am 21.07.2022 berichtete die Organisation State-
watch, dass zweier EU Dossiers vom 07.06.2022 (WK 
7989/2022 INIT) und 28.06.2022 (10454/22 ADD 1) 
zufolge die EU Grenzschutzagentur Frontex zukünftig 
auch im Senegal und in Mauretanien eingesetzt wer-
den soll. Der Rat der EU habe am 04.07.2022 die Auf-
nahme von Verhandlungen mit beiden Ländern und 
somit zum ersten Mal eine Kooperation mit Dritt-
staaten, die nicht direkt an die EU grenzen, bewilligt 
(L 181/18; L 181/20). In erste Linie solle durch die 
Frontex-Einsätze die irreguläre Ausreise auf die Ka-
narischen Inseln verhindert, aber auch eine ver-
stärkte Zusammenarbeit bei der Grenzverwaltung 
und der Schmuggelbekämpfung aufgebaut werden. 
Vorgesehen sei, dass Frontex-Mitarbeiterinnen dabei 
volle Immunität bei ihren Einsätzen in den beiden 
Ländern genießen. 
 
EU-Kommission vergibt Mittel für neue Projekte zur 
Unterstützung von Aufnahme-, Asyl- und Rückkehr-
systemen in Zypern, Spanien, Griechenland, Italien 
und Polen 
Wie einer Mitteilung der Europäischen Kommission 
vom 03.08.2022 zu entnehmen ist, hat die Kommis-
sion am gleichen Tag  171 Millionen Euro aus dem 
Asyl-, Migrations- und Integrationsfond (AMIF) für 
Projekte zur Unterstützung der Aufnahme-, Asyl- und 

Rückführungssysteme in Zypern, Spanien, Griechen-
land, Italien und Polen bewilligt, um diese als „be-
sonders belastete“ EU-Staaten zu unterstützen. So 
werde beispielsweise in Zypern der Bau einer Unter-
kunft und von Abflugvorbereitungszentren in 
Larnaka finanziert. In Spanien würden Mittel zur 
Stärkung der Kapazität des Aufnahmesystems in die 
Exklave Ceuta und auf die Kanarischen Inseln fließen, 
um so die dortigen Überlastungen zu kompensieren. 
In Italien soll ein Projekt zum Schutz und für die Be-
treuung von geflüchteten Kindern und Frauen geför-
dert werden. In Griechenland soll durch finanzielle 
Hilfen die Qualität des Asylsystems verbessert wer-
den, ein Schwerpunkt liege zudem auf der Optimie-
rung des Bildungsangebots für Flüchtlingskinder. In 
Polen werde ein Projekt der IOM gefördert, das sich 
u. a. auf die Verbesserung der Verfahren zur Rück-
führung von Flüchtlingen konzentriere. 
 
Seenotrettung auf dem Mittelmeer 
Am 26.08.2022 berichtete die Tagesschau, dass die 
„Ocean Viking“ innerhalb von zwei Tagen 150 Men-
schen aus Seenot befreit habe, damit seien in der 
Woche ab dem 22.08.2022 insgesamt 212 Flücht-
linge von der Besatzung gerettet worden. Derweil 
habe die „Open Arms Uno“ mit 100 Schutzsuchen-
den an Bord den Hafen von Messina auf Sizilien an-
laufen können. Laut einem Artikel der Tagesschau 

https://fra.europa.eu/en/themes/ukraine/promoting-fras-survey-people-fleeing-war-ukraine
https://fra.europa.eu/limesurvey/index.php/712669?lang=en
https://fra.europa.eu/ukr-survey-ru
https://fra.europa.eu/ukr-survey-uk
https://www.statewatch.org/news/2022/july/eu-tracking-the-pact-plan-for-frontex-to-deploy-vessels-surveillance-equipment-and-carry-out-operational-tasks-in-senegal-and-mauritania/
https://www.statewatch.org/news/2022/july/eu-tracking-the-pact-plan-for-frontex-to-deploy-vessels-surveillance-equipment-and-carry-out-operational-tasks-in-senegal-and-mauritania/
https://www.statewatch.org/media/3403/eu-council-mocadem-action-file-mauretania-wk-7989-2022.pdf
https://www.statewatch.org/media/3403/eu-council-mocadem-action-file-mauretania-wk-7989-2022.pdf
https://www.statewatch.org/media/3408/eu-council-frontex-senegal-agreement-directives-10454-22-add1.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32022D1168&qid=1658392351740
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32022D1169&qid=1658391680283
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_22_4842
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/ocean-viking-seenotrettung-mittelmeer-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/sea-eye-4-sizilien-101.html
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vom 12.08.2022 habe die „Sea-Eye 4“ mit 87 Flücht-
lingen an Bord am Abend desselben Tages in Sizilien 
anlegen können. Die Schutzsuchenden seien zwei 
Wochen zuvor nahe Malta aus Seenot befreit wor-
den, das Rettungsschiff habe jedoch nicht die Erlaub-
nis erhalten, an dem Inselstaat anzulanden. Auch das 
Segelschiff „Nadir“ der deutschen Hilfsorganisation 
Resqship habe 121 Menschen in einem überfüllten 
Holzboot, das zu kentern drohte, nach Lampedusa 
begleitet. Alarmrufe an die zuständigen Behörden 
seien nach Angaben der Organisation Resqship über 
Stunden ignoriert worden. Im Rahmen einer Presse-
mitteilung vom 03.08.2022 haben die Organisatio-
nen Sea Watch, Ärzte ohne Grenzen und SOS Médi-
terranée ein staatliches Such- und Rettungspro-
gramm im zentralen Mittelmeer gefordert. Gerade 
über die Sommermonate komme es aufgrund der 
besseren Wetterbedingungen vermehrt zu Überfahr-
ten aus Libyen. Zur Rettung der Schutzsuchenden 
würde es den privaten Seenotrettungsorganisatio-
nen an Kapazitäten fehlen und zudem würden die 
Verzögerungen bei der Zuweisung sicherer Häfen die 
Rettungsaktionen erschweren. Bei von den Organisa-
tionen geführten Einsätzen würden lybische Behör-
den Schutzsuchende zurück nach Libyen zwingen. 
Die Organisation Alarm Phone hat am 15.08.2022 
ihre Halbjahresanalyse 2022 zu Flüchtlingsüberfahr-
ten auf dem Mittelmeer veröffentlicht. In der Ana-
lyse wird zunächst eine detaillierte chronologische 
Übersicht zu den Ereignissen auf dem zentralen Mit-
telmeer gegeben. Zudem werden die Überfahrten 
aus dem Osten Libyens genauer betrachtet, da es auf 

dieser Migrationsroute oft zu Seenotunfällen 
komme, bei denen durch den Mangel an zivilen Hel-
ferinnen nicht ausreichend geholfen werden könne. 
Schließlich wird auch auf die Situation von Flüchtlin-
gen in Libyen eingegangen, deren Proteste vor Ort 
durch Massenverhaftungen untergraben würden. 
Die Bundesregierung teilte in einer Antwort (Druck-
sache: 20/3036) vom 05.08.2022 auf eine kleine An-
frage Abgeordneter der Linken zur Frontex-Einfluger-
laubnis für die libysche Fluginformationsregion mit, 
dass sie sich regelmäßig gegenüber der lybischen Re-
gierung gegen Einschränkungen der zivilen Seenot-
rettung im Mittelmeer einschließlich einschränken-
der Verwaltungsregelungen ausspreche. Laut Bun-
desregierung stünde die seitens der lybischen Behör-
den von den zivilen Aufklärungsflugzeugen „Seabird 
1“ und „Seabird 2“ der Organisationen Sea-Watch 
und Humanitarian Pilots Initiative geforderte Einwil-
ligung für den Überflug im Luftraum außerhalb staat-
lichen Hoheitsgebiets im Widerspruch zu dem 
Grundsatz der Überflugfreiheit auf Hoher See. 
SOS Humanity hat anlässlich der Taufe des neuen 
Rettungsschiffes „Humanity 1“ am 10.08.2022 eine 
Petition „SOS auf dem Mittelmeer: Seenotrettung 
europäisch koordinieren!“ gestartet, mit der sie die 
Bundesregierung auffordert, die Koalitionsverspre-
chen zur Seenotrettung umzusetzen und dafür zu 
sorgen, dass Notrufe auf See ohne Ausnahme beant-
wortet, Informationen zu Seenotfällen weitergeleitet 
und Schiffen mit Geretteten an Bord sichere Häfen 
zugewiesen werden.

Deutschland 

BAMF: Prüfung von Ukraine-Drittstaatsangehörigen 
und Hinweise zu Verfahrensregelungen 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat in einem Rundschreiben vom 04.08.2022 
an die Ausländerbehörden Hinweise zur Prüfung von 
Aufenthaltstiteln nach § 24 AufenthG für Staatenlose 
und nicht ukrainische Drittstaatsangehörige mit be-
fristeten Aufenthaltstiteln in der Ukraine gegeben. 
Bei der Prüfung der Ausländerbehörden, ob Dritt-
staatlerinnen eine sichere und dauerhafte Rückkehr 
ins Heimatland möglich sei, könne eine Beteiligung 
des BAMF dann erfolgen, wenn eine Bewertung auf-
grund fehlender Sachkunde nicht durch die Auslän-
derbehörde erfolgen könne, insbesondere bei vul-
nerablen Gruppen wie alleinstehenden Frauen mit 

kleinen Kindern, behinderten Menschen oder bei 
Krankheiten. In dem Schreiben werden diese Perso-
nengruppen und die jeweiligen Voraussetzungen ei-
ner Beteiligung genauer definiert und konkrete Hin-
weise gegeben, welche Angaben das BAMF für ein 
Beteiligungsverfahren von den Ausländerbehörden 
benötigt. 
 
Abschiebungen nach Polen stoppen  
In einer Pressemitteilung vom 31.07.2022 fordert 
Pro Asyl die Bundesregierung dazu auf, keine Ab-
schiebungen nach Polen durchzuführen. Da Polen 
systemische Mängel im Asylsystem aufweise und 
Schutzsuchenden vor Ort zudem die Inhaftierung 

https://sea-watch.org/sos-mediterranee-msf-sea-watch/
https://sea-watch.org/sos-mediterranee-msf-sea-watch/
https://alarmphone.org/en/2022/08/15/rising-arrivals-continuous-struggles/?post_type_release_type=post
https://dserver.bundestag.de/btd/20/030/2003036.pdf
https://weact.campact.de/petitions/sos-auf-dem-mittelmeer-seenotrettung-europaisch-koordinieren
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/2022-08-04-Hinweise_Beteiligungsverfahren_Ukraine____24_AufenthG.pdf
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-bundesregierung-muss-abschiebungen-nach-polen-stoppen/
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drohe, müsse Deutschland die Asylverfahren der Be-
troffenen übernehmen. Polen habe aufgrund des Uk-
rainekrieges im Februar 2022 Dublin-Rückübernah-
men eingestellt, diese jedoch seit dem 01.08.2022 
wieder aufgenommen. Aus Deutschland überstellten 
Schutzsuchenden drohe die Inhaftierung in polni-
schen Lagern. Dort hätten Flüchtlinge zum Teil weni-
ger Platz, als die EU für Strafgefangene vorschreibe 
und zudem kaum Zugang zu Beratung, Informatio-
nen, Übersetzungen und medizinischer Versorgung. 
Auch die Möglichkeit, über das Internet mit Familie, 
Anwältinnen und Unterstützerinnen zu kommunizie-
ren, sei eingeschränkt. „Angesichts der systemati-
schen Verstöße der polnischen Regierung gegen Eu-
ropa- und Völkerrecht dürfen in keinem Fall Schutz-
suchende in solche Verhältnisse zurückgeschickt wer-
den“, fordert Karl Kopp, Leiter von Pro Asyl. 
 
Schutz für Betroffene von Menschenhandel 
Am 27.07.2022 hat der Verein SOLWODI (Solidarity 
with Women in Distress) im Rahmen einer Presse-
mitteilung Asyl für von Menschenhandel betroffene 
Frauen und die Aussetzung derer Abschiebungen ge-
fordert. Durch eine Rückführung könnten die Frauen 
wieder in die Prostitution gezwungen werden. „Den 
Frauen muss eine andere Perspektive eröffnet wer-
den. Zwingend nötig ist aber ein Umdenken in der 
Gesellschaft und die Einführung des Nordischen Mo-
dells“, fordert die 1. Vorsitzende Dr. Maria Decker. 
Laut Bundeskriminalamt habe es 2020 insgesamt 
465 Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts auf 
Menschenhandel gegeben, dies entspreche einem 
Anstieg von über 20 % im Vergleich zum Jahr 2019. 
Auch bei der Frauenrechtsorganisation würden sich 
viele Betroffene melden, wobei vor allem die Erst-
kontakte zu Frauen aus Nigeria weiter angestiegen 
seien. So seien die 19 Fachberatungsstellen von 
SOLWODI Deutschland 2021 von insgesamt 235 nige-
rianischen Frauen angelaufen worden. Die Frauen 
würden meist über Italien nach Europa geschleust 
und in Italien und Deutschland zur Prostitution ge-
zwungen. Nur die wenigsten würden in Deutschland 
Schutz zugesprochen bekommen. 
 
Gutachten zur Dokumentenbeschaffung im Rahmen 
des Familiennachzugs eritreischer Flüchtlinge 
Am 01.08.2022 hat Equal Rights Beyond Borders be-
kannt geben, dass das im April 2021 gemeinsam mit 

dem International Refugee Assistance Project veröf-
fentlichte Gutachten zu den Möglichkeiten der Do-
kumentenbeschaffung eritreischer Flüchtlinge im 
Rahmen des Familiennachzugs nun auf Deutsch 
übersetzt worden ist. Im Rahmen des Gutachtens sei 
erarbeitet worden, welche Dokumente tatsächlich 
nachträglich von eritreischen Behörden zu welchen 
Bedingungen beschafft werden können. Die Ergeb-
nisse zeigten u. a., dass in Eritrea viele Lebensereig-
nisse, wie Geburten oder Eheschließungen, amtlich 
undokumentiert blieben und die nachträgliche Be-
schaffung von Dokumenten an die Zahlung der soge-
nannten „Diaspora-Steuer“ und die Unterzeichnung 
einer „Reueerklärung“ gebunden sei. Für eritreische 
Flüchtlinge aus Drittstaaten in Ostafrika, wie dem Su-
dan oder Kenia, sei die Dokumentenbeschaffung in 
den meisten Fällen unmöglich. Zudem sei entgegen 
der Annahme deutscher Behörden für unbegleitete 
minderjährigere Eritreerinnen in Drittstaaten die 
Ausstellung amtlicher Dokumente zum Familien-
nachzug durch eritreische Auslandsvertretungen 
nicht im eritreischen Recht vorgesehen und erweise 
sich nach Berichten eritreischer Flüchtlinge als prak-
tisch unmöglich. 
 
Bundesbeauftragter besorgt über Situation der 
Roma in der Ukraine  
Laut einem Artikel des Migazins vom 07.08.2022 kri-
tisiert der Antiziganismusbeauftragte der Bundesre-
gierung, Mehmet Daimagüler, dass Roma in der Uk-
raine aufgrund von Diskriminierung und struktureller 
Benachteiligung kaum von Hilfeleistungen profitie-
ren würden. Laut des Co-Vorsitzenden der Bundes-
vereinigung der Sinti und Roma, Daniel Strauß, wür-
den in der Ukraine ca. 400.000 Roma leben, dies ent-
spreche etwa 1 bis 1,5 % der Bevölkerung. Auch auf 
der Flucht aus dem Land würden laut Strauß und 
Daimagüler Roma schlechter behandelt als andere 
Flüchtlinge. Daimagüler seien 15 bis 18 Vorfälle ge-
meldet worden, bei denen Roma beleidigt, zurückge-
wiesen oder mit Übergriffen konfrontiert worden 
seien. Um Roma in Deutschland besser zu unterstüt-
zen, plädierte der Beauftragte für eine Zusammenar-
beit der Bundesregierung mit den deutschen Organi-
sationen dieser Minderheit. 
 
 
 
 

 

https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/0832ea4e327556b1629db18c84df6f0f186819/20220728_solwodi_-_pm_int-tag-gg-menschenhandel.pdf
https://daten2.verwaltungsportal.de/dateien/seitengenerator/0832ea4e327556b1629db18c84df6f0f186819/20220728_solwodi_-_pm_int-tag-gg-menschenhandel.pdf
https://equal-rights.org/en/news/gutachten-dokumentenbeschaffung-eritrea/
https://equal-rights.org/en/news/gutachten-dokumentenbeschaffung-eritrea/
https://equal-rights.org/site/assets/files/1284/2022-07-zugang_zu_amtlichen_dokumenten-equalrights-finaler_satz.pdf
https://www.migazin.de/2022/08/07/antiziganismus-beauftragter-ukraine-hilfen-roma/
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Nordrhein-Westfalen 

UMF bei Polizeieinsatz in Dortmund getötet 
Anlässlich des Polizeieinsatzes am 09.08.2022 in 
Dortmund, bei dem ein suizidgefährdeter unbeglei-
teter minderjähriger Flüchtling aus dem Senegal 
durch Polizeischüsse ums Leben kam, hat die Bun-
desweite Arbeitsgemeinschaft der psychosozialen 
Zentren für Flüchtlinge und Folteropfer (BAfF) ge-
meinsam mit anderen Organisationen im Rahmen ei-
ner Stellungnahme vom 11.08.2022 die unabhängige 
Aufarbeitung des Vorfalls durch ein Expertinnengre-
mium sowie die Einrichtung einer unabhängigen Un-
tersuchungs- und niederschwelligen Beschwerde-
stelle zu Polizeigewalt in Jugendhilfeeinrichtungen 
gefordert. Zudem müssten Polizei und Ordnungsbe-
hörden für die Situation psychisch belasteter Men-
schen, speziell der von Flüchtlingen, sensibilisiert 
werden. Außerdem müsse geflüchteten Menschen 
Zugang zu adäquater psychosozialer Versorgung ge-
währt werden.  
 
 
 

Stadt Köln beschließt Maßnahmen zur Sicherstel-
lung des Kinderwohls bei aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen 
Der Integrationsrat der Stadt Köln hat am 
16.08.2022 einen parteiübergreifenden Antrag zur 
Sicherstellung des Kinderwohls bei aufenthaltsbeen-
denden Maßnahmen der Ausländerbehörde be-
schlossen. Der Antrag beinhaltet, dass die Verwal-
tung bis Ende des Jahres Richtlinien zur Ermittlung 
und Sicherstellung des Kindeswohls bei Entscheidung 
zu aufenthaltsbeendenden Maßnahmen erarbeiten 
soll. In diesem Rahmen solle u. a. geprüft werden, ob 
bei Abschiebungen Minderjähriger obligatorisch das 
Jugendamt miteinbezogen und eine individuelle Stel-
lungnahme abgewartet werden muss. Betroffene 
sollen bei drohender Abschiebung zur Sicherstellung 
der Rechtmäßigkeit der Maßnahme und der Mög-
lichkeit, selbst zur Wahrung ihrer Rechte beizutragen 
und einschlägige Sachverhalte vorzubringen, auf die 
Ausländerrechtliche Beratungskommission (ABK), die 
Härtefallkommission des Landes und die Beratungs-
stellen für Flüchtlinge verwiesen werden. Die ABK 
soll bei Abschiebungen Minderjähriger aktiv einbezo-
gen werden.

 

Rechtsprechung und Erlasse 

 
EuGH: Maßgeblicher Zeitpunkt für die Feststellung 
der Minderjährigkeit im Rahmen der Familienzu-
sammenführung 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteilen 
zur Rechtssache C-279/20 und zu den verbundenen 
Rechtssachen C-273/20 und C-355/20 vom 
01.08.2022 entschieden, dass die bisherige deutsche 
Praxis im Familiennachzug gegen Unionsrecht ver-
stößt. Die Rechtssachen behandeln dabei einerseits 
die Konstellation des Nachzugs der Eltern zu einem 
in Deutschland als Flüchtling anerkannten Kind (C-
273/20, C-355/20) und andererseits die Zusammen-
führung eines Kindes mit seinem in Deutschland mit 
einer Flüchtlingsanerkennung lebenden Elternteil (C-
279/20). In beiden Fällen ging es vor allem darum, 
welcher Zeitpunkt als maßgeblich für die Feststel-
lung der Minderjährigkeit der Kinder zu gelten hat. 
Diesbezüglich kommt der EuGH im ersten Fall zu 

dem Ergebnis, dass für die Zusammenführung von El-
tern mit einem unbegleiteten minderjährigen Flücht-
ling der Zeitpunkt der Asylantragsstellung und nicht 
der der Entscheidung über den gestellten Antrag für 
die Beurteilung der Minderjährigeneigenschaft maß-
gebend ist. Ein Abstellen auf den Zeitpunkt der Ent-
scheidung ist weder konform mit dem Ziel der Richt-
linie zur Familienzusammenführung – dem Recht auf 
Achtung des Privat- und Familienlebens in Verbin-
dung mit der Verpflichtung zur Berücksichtigung des 
Kindeswohls – noch steht dieses Vorgehen im Ein-
klang mit den Grundsätzen der Gleichbehandlung 
und der Rechtssicherheit Antragstellender, da eine 
erfolgreiche Zusammenführung in diesem Fall haupt-
sächlich von der Bearbeitungszeit des Antrags ab-
hängt. Auch beim Nachzug eines Kindes zu einer in 
Deutschland als Flüchtling anerkannten Person ist 
der Zeitpunkt des Asylantrags des zusammenführen-
den Elternteils maßgeblich und nicht der Zeitpunkt 

https://www.rnd.de/panorama/dortmund-von-polizei-getoeteter-16-jaehriger-war-unbegleiteter-fluechtling-aus-dem-senegal-ECV4ULSFK6M3KI75WJ2CIXH7OA.html
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2022/08/Gemeinsame-Stellungnahme-August-2022_aktualisiert.pdf
https://ratsinformation.stadt-koeln.de/getfile.asp?id=885527&type=do
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=263723&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1449525
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=263722&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1449525
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der Antragstellung auf Familienzusammenführung. 
Letzterer muss jedoch innerhalb der Frist von drei 
Monaten nach Anerkennung des zusammenführen-
den Elternteils als Flüchtling gestellt werden. Weiter 
stellte der EuGH klar, dass für die Annahme tatsäch-
licher familiärer Bindungen zwischen Eltern und Kind 
gelegentliche Besuche und regelmäßige Kontakte 
ausreichen können, um anzunehmen, dass persönli-
che und emotionale Beziehungen wieder aufgebaut 
werden und tatsächliche familiäre Bindungen bele-
gen. In einer Pressemitteilung vom 01.08.2022 infor-
miert Pro Asyl über die Urteile des EuGH und geht 
detailliert auf die Hintergründe der Verfahren ein. 
 
EuGH: Zuständigkeit für in Deutschland geborenes 
Kind im Dublin-Verfahren 
Mit Urteil vom 01.08.2022 hat der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) in der Rechtssache C-720/20 ent-
schieden, dass ein Antrag einer Minderjährigen auf 
internationalen Schutz, die zuvor noch kein Asylver-
fahren durchlaufen hat, nicht mit der Begründung als 
unzulässig abgelehnt werden darf, dass ihren Eltern 
bereits in einem anderen Mitgliedstaat internationa-
ler Schutz zuerkannt worden ist. Im vorliegenden Fall 
ging es um eine in Deutschland geborene russische 
Minderjährige, deren Asylantrag von den deutschen 
Behörden abgelehnt wurde, da ihre Eltern und Ge-
schwister bereits in Polen internationalen Schutz ge-
währt bekommen hatten. Laut EuGH ist jedoch nach 
Art. 9 der Dublin-III-Verordnung der erste Mitglied-
staat, in dem ein Asylantrag gestellt wird, für dessen 
Prüfung zuständig, im Falle der Antragstellerin also 
Deutschland. Von dieser Regel kann aufgrund des 
eindeutigen Wortlauts der Dublin-III-Verordnung 
auch nicht abgewichen werden, wenn die Familie 
den Mitgliedstaat, der ihr Schutz gewährt hat, verlas-
sen hat und unrechtmäßig in den Mitgliedstaat, in 
dem die Minderjährige später ihren Antrag auf inter-
nationalen Schutz gestellt hat, eingereist ist. Zudem 
ist auch Art. 20 Abs. 3 Dublin-III-VO zur Einrichtung 
eines gemeinsamen Asylverfahrens der Familie nicht 
anwendbar, da die Familienangehörigen als „Aner-
kannte“ nicht in den Anwendungsbereich der Dublin-
III-Verordnung fallen. Auch eine analoge Anwendung 
dieser Vorschrift greift nicht, da dies zur Folge haben 
könnte, dass gegen die betroffene minderjährige 
Person ein Überstellungsbescheid ergeht, ohne dass 
ein Zuständigkeitsverfahren eingeleitet würde. Der 
EuGH verdeutlichte, dass der nach der Asylverfah-
rensrichtlinie infrage kommende Unzulässigkeits-
grund nur dann greift, wenn die betroffene Person 

selbst in einem anderen Mitgliedstaat einen Schutz-
status erhalten hat.  
 
EuGH: Anspruch auf Kindergeld für EU-Bürgerinnen 
in den ersten drei Monaten ihres Aufenthalts in 
Deutschland 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil 
vom 01.08.2022 in der Rechtssache C-411/20 ent-
schieden, dass für EU-Bürgerinnen mit Beginn ihres 
Aufenthalts in Deutschland Kindergeldansprüche be-
stehen. Antragstellerin im vorliegenden Fall war eine 
EU-Bürgerin, deren Antrag auf Kindergeld von der 
Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit für die 
ersten drei Monate ihres Aufenthalts in Deutschland 
aufgrund der Regelung des § 62 Abs. 1a des Einkom-
mensteuergesetzes (EStG) abgelehnt wurde, weil sie 
für diesen Zeitraum inländische Einkünfte nachwei-
sen konnte. Für deutsche Staatsangehörige in einer 
vergleichbaren Situation (bspw. nach Rückkehr eines 
Aufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat) beste-
hen jedoch Kindergeldansprüche. Laut EuGH stellt 
dies eine Ungleichbehandlung eigener und Staatsan-
gehöriger anderer Mitgliedstaaten dar und verstößt 
demnach gegen Unionsrecht, da für Familienleistun-
gen keine Ausnahme vom Grundsatz der Gleichbe-
handlung eigener und Staatsangehöriger anderer 
Mitgliedstaaten besteht. Um ihren Anspruch auf Kin-
dergeld geltend machen zu können, müssen Unions-
bürgerinnen jedoch nachweisen, dass sie ihren „ge-
wöhnlichen Mittelpunkt“ ihrer „Lebensinteressen“ in 
diesem Mitgliedstaat errichten möchten und ihre 
„Anwesenheit im Hoheitsgebiet dieses Mitglied-
staats hinreichend dauerhaft ist, um sie von einem 
vorübergehenden Aufenthalt zu unterscheiden“. Die 
GGUA Flüchtlingshilfe hat am 03.08.2022 zum Urteil 
des EuGH sowie zum Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts von Ende Juni 2022 zu Kindergeldausschlüs-
sen eine Einschätzung und Analyse veröffentlicht. 
 
VGH Baden-Württemberg: Flüchtlinge aus der Ukra-
ine haben Anspruch auf Ausstellung einer Fiktions-
bescheinigung 
Am 04.08.2022 berichtete der Flüchtlingsrat Baden-
Württemberg, der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Ba-
den-Württemberg habe am 02.08.2022 in zwei Urtei-
len (Az: VGH 11 S 1469/22, VGH 11 S 1470/22) ent-
schieden, dass Antragstellerinnen einer Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 AufenthG Anspruch auf Ausstel-
lung einer Fiktionsbescheinigung mit dem Zusatz „Er-
werbstätigkeit gestattet" hätten. Dazu müsse sich 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/eugh-deutschland-hat-jahrelang-rechtswidrig-familiennachzug-verhindert/
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=263729&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4479562
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=263726&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=1449525
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/06/ls20220628_2bvl000914.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2022/06/ls20220628_2bvl000914.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/Kindergeld_Urteile.pdf
https://fluechtlingsrat-bw.de/aktuelles/vgh-baden-wuerttemberg-aus-der-ukraine-gefluechtete-haben-anspruch-auf-ausstellung-einer-fiktionsbescheinigung/#:~:text=In%20zwei%20Entscheidungen%20vom%202,Zusatz%20%E2%80%9EErwerbst%C3%A4tigkeit%20gestattet%E2%80%9C%20haben.
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die Person einer erkennungsdienstlichen Behand-
lung unterzogen haben, sich rechtmäßig in Deutsch-
land aufhalten und eine Aufenthaltserlaubnis nach 
der Richtlinie über den vorübergehenden Schutz be-
antragt haben. Für die Ausstellung einer Fiktionsbe-
scheinigung sei lediglich die Beantragung der Aufent-
haltserlaubnis notwendig und nicht der voraussichtli-
che Anspruch auf deren Erteilung. Dies gelte laut 
VGH auch dann, wenn es sich nicht um ukrainische 
Staatsangehörige handle.  
 
VG Düsseldorf: Selbsteintrittsrecht zum Schutz der 
Familieneinheit 
Mit Urteil (Az.: 13 K 2779/21.A) vom 29.07.2022 
kommt das Verwaltungsgericht (VG) Düsseldorf im 
Falle einer afghanischen Familie zu dem Schluss, dass 
Deutschland verpflichtet ist, das Selbsteintrittsrecht 
aus Art. 17 Dublin III-VO auszuüben, da die Voraus-
setzungen für einen Anspruch auf Familienasyl bzw. 
Familienschutz nach § 26 AsylG erfüllt sind. Dabei 
bezieht es sich auf das Urteil (1 C 8.19) des Bundes-
verwaltungsgerichts (BVerwG) vom 17.11.2020, nach 
dem die Gewährung internationalen Schutzes durch 
einen anderen EU-Staat der Zuerkennung eines von 
einem anerkannten Familienangehörigen abgeleite-
ten internationalen Familienschutzes nicht im Wege 
steht und diese Ausführungen auf das Dublin-Verfah-
ren zu übertragen sind. Das Selbsteintrittsrecht 
diene auch dazu, Lücken der Dublin III-VO hinsicht-
lich des Schutzes der Familieneinheit zu schließen.  
 
VG Bremen und Würzburg: Diskretionsgebot des 
BAMF unzulässig 
Mit Urteil (W 8 K 22.30051) vom 27.05.2022 hat das 
Verwaltungsgericht (VG) Würzburg das sogenannte 
„Diskretionsgebot“ für unzulässig erklärt. Im Rahmen 
einer Pressemitteilung vom 08.08.2022 informiert 

der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) darüber, 
dass das VG Bremen (Urt. v. 09.05.2022 - 4 K 
1226/20) zum gleichen Schluss gekommen sei. Die 
Urteile würden sich den Entscheidungen der VG 
Braunschweig (2 A 77/18) und Leipzig (3 K 
1759/20.A) anschließen und bestätigen, dass die Dis-
kretionsprognosen des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) über eine „diskrete“ Lebens-
weise von LSBTI-Flüchtlingen bei Rückkehr in ihr Her-
kunftsland unzulässig seien und gegen die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs von 2013 
verstoßen würden.  
 
Erlass NRW: Anrechnung der Zeiten unerlaubter Ab-
wesenheit auf die Wohnverpflichtung 
Mit Erlass vom Juli 2022 hat das Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration des Landes Nordrhein-Westfalen die Be-
zirksregierungen und Zentralen Ausländerbehörden 
dazu angewiesen, „von dem derzeit praktizierten 
Verfahren der Verlängerung der Wohnverpflichtung 
in einer Landesaufnahmeeinrichtung um Zeiten un-
erlaubter Abwesenheit und einer daraus resultieren-
den späteren Zuweisung in eine Kommune Abstand 
zu nehmen.“ 
 
Ländererlasse im Vorgriff auf das Chancen-Aufent-
haltsrecht 
Der Informationsverbund Asyl & Migration hat am 
09.08.2022 auf seiner Website die bisher von den 
Ländern erlassenen Vorgriffsregelungen bezüglich 
des geplanten Chancen-Aufenthaltsrechts zusam-
mengestellt. Weitere Weisungen erlassen bzw. be-
stehende ergänzt hätten demnach Brandenburg, 
Hessen, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz. 
 

Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Juli 2022  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 05.08.2022 seine Asylgeschäftssta-
tistik für den Juli herausgegeben. Demnach wurden 
im Juli insgesamt 15.165 Asylanträge gestellt, davon 
13.204 Erstanträge und 1.961 Folgeanträge. Die An-
zahl der Asylerstanträge ist im Vergleich zum Juni um 
7,2 % gestiegen. Das BAMF hat im Juli über die Asyl-
anträge von 20.933 Personen (Vormonat: 21.063; 

Vorjahresmonat: 11.321) entschieden. Haupther-
kunftsländer im Juli waren Syrien (3.859), gefolgt 
von Afghanistan (1.898), der Türkei (1.371) und dem 
Irak (1.276).  
 
Kleine Anfrage zu Aufnahmen im Rahmen humani-
tärer Hilfen 
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/3010) vom 03.08.2022 auf eine Kleine Anfrage 
von Abgeordneten der AfD können die Anzahl der in 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Familienzusammenfuehrung/220815_vg_d_u_dublin_26_pos.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Y-300-Z-BECKRS-B-2022-N-16862?hl=true
https://www.lsvd.de/de/ct/7443-Europarechtswidrige-Diskretionsprognosen-des-BAMF-bei-queeren-Gefluechteten?fbclid=IwAR3VZ3CGxwpdNBN0-EYhfPkBW-u8OuV2r-qvO-9bwUaD2XH7m9hm2iabPLc
https://www.asyl.net/rsdb/m30055
https://www.asyl.net/rsdb/m30248
https://www.asyl.net/rsdb/m30248
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Unterbringung/Erlasse/20220722_Zuweisung_Abwesenheitszeiten_LAE.pdf
https://www.asyl.net/view/update-laendererlasse-im-vorgriff-auf-das-chancen-aufenthaltsrecht
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220805-asylgeschaeftsstatistik-juli-2022.html;jsessionid=4C372175D5F6C2F2DC79B10C2AC28AA8.intranet662
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220805-asylgeschaeftsstatistik-juli-2022.html;jsessionid=4C372175D5F6C2F2DC79B10C2AC28AA8.intranet662
https://dserver.bundestag.de/btd/20/030/2003010.pdf
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den letzten Jahren im Rahmen von humanitären Hil-
fen (§ 23 Absatz 2 und § 23 Absatz 4  AufenthG) in 
die Bundesrepublik eingeflogenen Schutzsuchenden 
sowie die dafür angefallenen Kosten entnommen 
werden. Im Zeitraum von 2017 bis zum 30.06.2022 
sind demnach insgesamt 16.548 Schutzbedürftige 
aus der Türkei, Ägypten, Kenia, Griechenland, Äthio-
pien, Libanon, Jordanien sowie über den Evakuie-
rungsmechanismus des UNHCR aus Libyen über Ni-
ger aufgenommen worden, davon 10.325 Minder-
jährige. Für diesen Zeitraum belaufen sich die Kosten 
für An- und Einreise sowie für die dem Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) entstandenen 
direkten Kosten der Aufnahmeverfahren, wie bei-
spielsweise Ausgaben für medizinische Untersuchun-
gen, Dolmetscherinnenkosten im Ausland, Unter-
bringung und Versorgung während der Erstauf-
nahme sowie Orientierungskurse auf ca. 62.620.000 
Euro. 
 
Kleine Anfrage zu Übergriffen auf Flüchtlingsunter-
künfte im zweiten Quartal 2022 
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/3007) vom 02.08.2022 auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion die Linke ist u. a. zu entnehmen, dass im 
zweiten Quartal 2022 mit Stand vom 21.07.2022 ins-
gesamt 24 politisch motivierte Delikte registriert 
wurden, bei denen Flüchtlingsunterkünfte Tatort 
oder direktes Angriffsziel waren. Dabei sind 13 die-
ser Vorfälle dem Phänomenbereich der politisch mo-
tivierten Kriminalität rechts (PMK-rechts) zuzuschrei-
ben. Zudem würden der Bundesregierung für den 
gleichen Zeitraum Erkenntnisse zu 181 politisch mo-
tivierten Delikten vorliegen, die sich gegen Flücht-
linge außerhalb von Asylunterkünften gerichtet ha-
ben. 126 dieser Straftaten würden auf den Phäno-
menbereich PMK-rechts zurückgehen. Drei Über-
griffe, von denen zwei auf den Bereich PMK-rechts 
entfallen, sind gegen Einrichtungen, die sich für die 
Belange von Flüchtlingen bzw. Asylsuchenden ein-
setzen, erfasst worden. Zudem liegen Erkenntnisse 
zu zwei Straftaten gegen Ehrenamtliche/freiwillige 
Helferinnen vor, eine dieser Straftaten ist dem Phä-
nomenbereich PMK-rechts zuzuordnen. 
 
 
 
 
 

Kleine Anfrage zu Abschiebungen und Ausreisen im 
ersten Halbjahr 2022  
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/3130) vom 16.08.2022 auf die Kleine Anfrage Ab-
geordneter der Linken ist zu entnehmen, dass im 
ersten Halbjahr 2022 6.198 Abschiebungen vollzogen 
wurden, darunter 1.061 Abschiebungen von Minder-
jährigen. Zudem gab es insgesamt 1.826 Überstellun-
gen im Rahmen der Dublin III-Verordnung, 8.983 Zu-
rückweisungen und 1.581 Zurückschiebungen. Die 
Anzahl der unerlaubt eingereisten Personen ohne Vi-
sum, die ein Asylbegehren äußerten, belief sich im 
ersten Halbjahr auf 21.142.   
 
Zuwanderungsmonitor für den Juli 2022  
Aus dem aktuellen monatlichen Zuwanderungsmo-
nitor des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung (Stand: Juli 2022) geht hervor, dass die aus-
ländische Bevölkerung in Deutschland laut Auslän-
derzentralregister im Juni gegenüber dem Mai 2022 
um ca. 90.000 Personen gewachsen sei. Dies be-
gründe sich vor allem durch die vermehrte Einreise 
von Personen mit ukrainischer Staatsangehörigkeit. 
Die Beschäftigungsquote der ausländischen Bevölke-
rung im Mai 2022 sei mit 52,9 % im Vergleich zum 
Vorjahresmonat unverändert geblieben. Die Arbeits-
losenquote sei im Vergleich zum Vorjahresmonat um 
3,0 Prozentpunkte gesunken und liege im Mai 2022 
bei 11,9 %. Die absolute Zahl der Arbeitslosen mit ei-
ner ausländischen Staatsangehörigkeit sei im Juli 
2022 im Vergleich zum Juli 2021 jedoch um 93.000 
Personen gestiegen (+11.9 %). Dies begründe sich 
durch den Anstieg der Zahl der Arbeitslosen mit uk-
rainischer Staatsangehörigkeit um knapp 170.000 
Personen im Vergleich zum Vorjahresmonat. Grund 
dafür sei wahrscheinlich der Wechsel ukrainischer 
Flüchtlinge vom Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) in die Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(SGB II) am 01.06.2022 und die damit verbundene 
statistische Erfassung hilfebedürftiger dem Arbeits-
markt zur Verfügung stehender Personen als arbeits-
los.  
 
 
 
 
 
 
 
 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/030/2003007.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/031/2003130.pdf
https://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/Zuwanderungsmonitor_2207.pdf
https://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/Zuwanderungsmonitor_2207.pdf
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Materialien 

Aktualisierte Fassung des BAMF-Identifizierungs-
konzepts vulnerabler Personen im Asylverfahren 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat eine erweiterte und aktualisierte Auflage 
des Bundesamtskonzepts „Die Identifizierung vul-
nerabler Personen im Asylverfahren“ (Stand: Juni 
2022) veröffentlicht. Im Konzept werden die zur Um-
setzung des jeweiligen Identifizierungsauftrags nach 
der Aufnahme- und Verfahrensrichtlinie der Europäi-
schen Union (RL 2013/33/EU, RL 2013/32/EU) rele-
vanten Vorschriften dargestellt. Zudem werden bei-
spielhaft Identifizierungsmodelle einzelner Bundes-
länder vorgestellt und für den spezifischen Bereich 
der asylrechtlichen Prüfung des BAMF Orientierungs-
hilfen zur Identifizierung derjenigen Antragstellen-
den gegeben, die besondere Verfahrensgarantien 
benötigen. In der Neuauflage wird detailliert der 
„besonders sensible Umgang mit potentiell vul-
nerablen Antragstellenden“, insbesondere während 
der Anhörung, behandelt. Zudem habe das BAMF 
auch das im Rahmen einer Bund-Länder-Abfrage 
(2020) kommunizierte Anliegen auf Vereinheitli-
chung der Meldung von Vulnerabilitäten umgesetzt. 
So sind zwei Meldebögen zur Steuerung der Daten-
übermittlung durch die Länder an das Bundesamt (§ 
8 Abs. 1b AsylG) sowie durch das Bundesamt an die 
Länder (§ 8 Abs. 3 AsylG) entwickelt worden. 
 
Berichtsreihen Migration und Integration 2021  
Das BAMF hat im August 2022 die Berichtsreihen zu 
Migration und Integration für das Jahr 2021 veröf-
fentlicht. In diesem Rahmen erscheinen das Monito-
ring zur Bildungs- und Erwerbsmigration (Reihe 1), 
das Freizügigkeitsmonitoring (Reihe 2) und die Ana-
lysen zur Sozialstruktur von Asylantragstellenden 
(sog. "SoKo-Daten", Reihe 3). 
 
Neues Beratungsangebot des BumF auf Ukrainisch  
Der Bundesfachverband unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge (BumF) bietet für Fachkräfte und Ehren-
amtliche, die sich um ukrainische Kinder kümmern, 
eine kostenlose Beratung mit ukrainischer Dolmet-
schung an. Weitere Informationen und Kontaktmög-
lichkeiten finden sich auf der Website des Vereins. 
 
 
 

Arbeitshilfe zum Daueraufenthaltsrecht  
Der Paritätische Gesamtverband hat eine Arbeits-
hilfe für die Beratungspraxis „Sicher ist sicher. Das 
Daueraufenthaltsrecht für Unionsbürger*innen und 
ihre Familienangehörigen“ (Stand: August 2022) ver-
öffentlicht, in der die einzelnen Voraussetzungen 
ausführlich dargestellt werden. Betroffene würden 
in vielen Fällen nicht wissen, dass sie ein unbefriste-
tes Daueraufenthaltsrecht erworben hätten und sie 
somit beispielsweise von bestimmten Leistungsaus-
schlüssen oder dem Entzug der Freizügigkeit nicht 
mehr betroffenen seien. 
 
Arbeitshilfe zu geschlechtsspezifischer Verfolgung 
und Durchsetzung von geschlechtsspezifischen 
Rechten im Asylverfahren 
Der Paritätische Gesamtverband hat die zweite korri-
gierte Auflage seiner Arbeitshilfe „Geschlechtsspezi-
fische Verfolgung und Durchsetzung von ge-
schlechtsspezifischen Rechten im Asylverfahren – 
Eine Arbeitshilfe für Berater*innen“ (Stand: Juli 
2022) veröffentlicht. Die Arbeitshilfe soll rechtliche 
Informationen und praktische Hinweise für die Bera-
tung von Betroffenen geschlechtsspezifischer Verfol-
gung vermitteln. Es wird aufgezeigt, wie geschlechts-
spezifische Rechte im Asylverfahren geltend ge-
macht werden können, dabei werden auch prakti-
sche Hinweise für die Anerkennung geschlechtsspe-
zifischer Verfolgung aus Perspektive der Entschei-
dungspraxis des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) sowie ein Überblick zu aktuellen 
Rechtsprechungen gegeben. 
 
Übersicht zu europäischen Entwicklungen im 
Flüchtlingsrecht  
Prof. Dr. Holger Hoffmann, Deutscher Koordinator 
des ELENA-Netzwerkes (European Network on 
Asylum), hat in einer Übersicht die politischen Ent-
wicklungen im europäischen Flüchtlingsrecht sowie 
entsprechende relevante Rechtsprechung von Ja-
nuar bis Juli 2022 zusammengefasst.  
 
Pro Asyl Podcast zur Abschiebungshaft 
In der aktuellen Folge des Pro Asyl-Podcasts „Vom 
Fliehen und Ankommen“ geht es um das Thema Ab-
schiebungshaft. In diesem Rahmen berichtet der 
Rechtsanwalt Peter Fahlbusch aus Hannover, der 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/CDR_CDR_BAMF_Konzept_Die_Identifizierung_vulnerabler_Personen_im_Asy....pdf
https://www.bamf.de/DE/Themen/Forschung/Veroeffentlichungen/BerichtsreihenMigrationIntegration/berichtsreihen-migration-integration-node.html;jsessionid=F44EA860D4C33820B15588C10B1888BD.intranet242
https://b-umf.de/beratung/
https://www.frnrw.de/themen-a-z/neue-arbeitshilfe-zum-thema-daueraufenthaltsrecht-fuer-unionsbuergerinnen-und-ihre-familienangehoerigen.html
https://www.frnrw.de/themen-a-z/neue-arbeitshilfe-zum-thema-daueraufenthaltsrecht-fuer-unionsbuergerinnen-und-ihre-familienangehoerigen.html
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/geschlechtsspezifische-verfolgung-2022_aufl2.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2022/08/Europabericht_Juli-2022.pdf
https://www.podbean.com/ew/pb-5p47x-128ead8
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mehr als 2000 Menschen in Abschiebungshaft ver-
treten habe, über die rechtwidrige Inhaftierung 
Schutzsuchender. 

 

Termine 

 
Online-AG, 31.08.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Kommunale Unterbringung humaner gestalten – Thema: Kosten-
forderungen gegenüber Flüchtlingen in Gemeinschaftsunterkünften", 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informatio-
nen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Fachtag, 01.09.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft und Projektteam „Aus eigener Kraft“: "Rassismuskri-
tische Organisationsentwicklung in der Arbeit mit Geflüchteten", 09:30 – 17:00 Uhr in Schwerte. Weitere In-
formationen und Anmeldung hier.  
 
Workshop, 01.09.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Leichte Sprache in 
der Beratung", 10:00 – 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Seminar, 02.09.2022 – 04.09.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Welche Ziele und Folgen hat die Migrations- 
und Asylpolitik der EU?". Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Veranstaltung, 07.09.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Digitale Transformation der sozialen 
Arbeit im Kontext Flucht", 15:30 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Fachtag, 08.09.2022: Der Paritätische NRW und Freie Wohlfahrtspflege NRW: "Dialog- und Lernplattform zur 
Unterstützung und Stärkung muslimischer und alevitischer Sozialarbeit vor Ort", 13:30 – ca. 18:30 Uhr in Gel-
senkirchen. Zum Anmeldeformular und weiteren Informationen. 
 
Dialogtagung, 13.09.2022 – 14.09.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Dialogtagung von Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge, Kirche und Diakonie: Krisen ohne Ende - Asylverfahren in herausfordernden Zeiten", 
Dienstag von 09:00 Uhr bis Mittwoch um 16:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Fachveranstaltung, 14.09.2022: Transfernetzwerk Soziale Innovation – s_inn: "Struktureller Rassismus der Ver-
gangenheit und der Gegenwart in Deutschland", 16:00 – 20:00 Uhr in Bochum. Weitere Informationen und 
Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch, 14.09.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Identitätsklärung und Passbeschaffung“, 17:00 – 18:30 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Workshop, 15.09.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Umgang mit ge-
flüchteten Frauen*, die geschlechtsspezifische/sexualisierte Gewalt erlebt haben", 10:00 – 17:00 Uhr in Essen. 
Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch, 15.09.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Wirkung der Wohnsitzregelung für schutzberechtigte 
Flüchtlinge“, 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Seminar, 16.09.2022 – 18.09.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Europas autokratisierende Zwillinge? - Un-
garn und Polen in der Europäischen Union", Freitag von 16:00 Uhr bis Sonntag um 16:00 Uhr in Münster. Wei-
tere Informationen und Anmeldung hier. 

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/31082022-online-ag-kommunale-unterbringung-humaner-gestalten-thema-kostenforderungen-gegenueber-fluechtlingen-in-gemeinschaftsunterkuenften.html
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/fachtag-rassismuskritische-organisationsentwicklung-in-der-arbeit-mit-gefluechteten-2022-09-01-093000-3783/
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/160
https://www.fes.de/e/default-44c1dc97ce
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/digitale-transformation-der-sozialen-arbeit-im-kontext-flucht-2022-09-07-153000-3788/
https://docs.google.com/forms/d/12C9884uboTnphgjCr6HXNFSZsGliJSWxTC-P_H34uYo/viewform?edit_requested=true
https://www.freiewohlfahrtspflege-nrw.de/initiativen/gemeinsam-lernen-im-dialog-muslimische-und-alevitische-sozialarbeit-staerken
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/dialogtagung-von-bundesamt-fuer-migration-und-fluechtlinge-kirche-und-diakonie-2022-09-13-090000-3685/
https://www.s-inn.net/veranstaltungen/struktureller-rassismus-der-vergangenheit-und-der-gegenwart-in-deutschland
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/14092022-online-austausch-identitaetsklaerung-und-passbeschaffung-1.html
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/167
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/15092022-online-austausch-wirkung-der-wohnsitzregelung-fuer-schutzberechtigte-fluechtlinge.html
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Sohel/Programm_1331_0901.pdf
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Fachtag, 21.09.2022: Landesjugendring NRW und die djoNRW: "Leave it all behind! – Rassismuskritische Ju-
gendarbeit", 10:00 – 17:00 Uhr in Gelsenkirchen. Weitere Informationen hier. 
 
Online-Seminar, 27.09.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Traumasensibler Umgang mit Flüchtlingen“, 17:30 – 20:30 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Austausch, 28.09.2022: Flüchtlingsrat NRW: „Zugang zur psychosozialen Versorgung in NRW“, 17:00 – 
18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Mittwoch-Talk, 28.09.2022: Runder Tisch NRW gegen Beschneidung von Mädchen: "Nach der Wahl: Wie ist 
die Macht verteilt?", 17:00 – 19:00 Uhr. Zum Anmeldeformular.  
 

https://www.ljr-nrw.de/termin/fachtag-leave-it-all-behind-rassismuskritische-jugendarbeit/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/27092022-online-seminar-traumasensibler-umgang-mit-fluechtlingen-1.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/28092022-online-austausch-zugang-zur-psychosozialen-versorgung-in-nrw.html
https://t6782994d.emailsys1a.net/73/4893/47efcd8907/subscribe/form.html?_g=1609350905

